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Grundstücksrecht. Der Verkäufer eines
bebauten Grundstücks ist nicht verpflichtet,
dem Käufer ungefragt mitzuteilen, dass er
keine Gebäudeversicherung abgeschlossen
hat.

BGH, Urteil vom 20. März 2020,
Az. V ZR 61/19

Verkäufer muss gekündigte
Versicherung nicht anzeigen
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DER FALL

In einem Kaufvertrag über ein bebautes
Grundstück war geregelt, dass der Besitz
und die Nutzungen, die Gefahr und die
Lasten einschließlich aller Verpflichtun-
gen aus den Versicherungen, die den
Grundbesitz betreffen, sowie die allgemei-
nen Verkehrssicherungspflichten an dem
Tag auf denKäufer übergehen, andemder
Kaufpreis gezahlt wird. Zwischen der
Beurkundung des Vertrags und der Über-

gabe des Grundstücks kündigte der Versi-
cherer dieWohngebäudeversicherungdes
Verkäufers. Darüber informierte der Ver-
käufer den Käufer nicht. Nach der Über-
gabe des Grundstücks wird das Dach des
Hauses bei einem Unwetter beschädigt.
Der Käufer verklagt den Verkäufer: Er soll
ihm die Kosten für die Beseitigung des
Schadens ersetzen.
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DIE FOLGEN

Die Klage bleibt ohne Erfolg; der Käufer
hat keinen Schadenersatzanspruch. Der
Verkäufer ist nicht verpflichtet, das
Gebäude nach der Kündigung im Inte-
resse des Käufers gegen Unwetterschäden
neu zu versichern. Daran ändert auch die
Regelung des § 95VVGnichts. Nachdieser
Regelung besteht zwischen Gefahr-
und Eigentumsübergang Versicherungs-
schutz. Abweichende Vereinbarungen
sind möglich, liegen hier aber nicht vor.
Auch hat der Verkäufer keine vertragliche
Nebenpflicht verletzt, die sich aus Treu
und Glauben ergibt, indem er den Käufer
nicht über die Kündigung des Versiche-

rers unterrichtet hat. Eine solche Informa-
tionspflicht besteht nicht,wennes sichum
Umstände handelt, die in den Verantwor-
tungsbereich des Vertragspartners fallen,
und dieser nicht erwarten darf, dass er da-
rüber eine Mitteilung erhält. Das ist hier
der Fall. Etwas anderes würde gelten,
wenn der Verkäufer vor oder bei
Abschluss des Kaufvertrags erklärt hätte,
dass eine Gebäudeversicherung besteht.
Denn dann müsste er davon ausgehen,
dass sich der Käufer darauf verlässt und
keine zusätzlichen Maßnahmen trifft
wegen des in § 95 VVG angeordneten Ver-
tragsübergangs.
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WAS IST ZU TUN?

Will ein Käufer sichergehen, dass eine
Versicherung, die der Verkäufer abge-
schlossen hat, weiterhin besteht, muss er
sich diesbezüglich beim Verkäufer aus-
drücklich erkundigen oder eine entspre-
chende Regelung in den Kaufvertrag auf-
nehmen. Hat der Käufer nicht danach
gefragt und der Verkäufer sich in demVer-
trag nicht zur Aufrechterhaltung bzw. zu

einem Neuabschluss einer Gebäudever-
sicherung verpflichtet, bestehen keine
Ansprüche des Käufers gegenüber dem
Verkäufer. Insbesondere muss der Ver-
käufer den Käufer nicht ungefragt darüber
unterrichten, dass zum Zeitpunkt des
Vertragsschlusses keine Gebäudeversi-
cherung besteht. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Veronika Thormann

von bethge
immobilienanwälte

Quelle: bethge

Maklerrecht. Der Kausalzusammenhang
zwischen dem Nachweis durch den Makler
und dem Abschluss des Hauptvertrags ist
nur dann unterbrochen, wenn der
Interessent seine Absicht, das Geschäft
abzuschließen, aufgegeben hat.

BGH, Urteil vom 5. März 2020,
Az. I ZR 69/19

Ja zur Provision bei
Vertragsschluss auf Nachweis
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DER FALL

Eine Kölner Hausverwaltungsgesellschaft
beauftragte eineMaklerin, einen Kredit zu
verhandeln. Mit dem Geld sollte der
Umbau einer Gewerbeimmobilie finan-
ziert werden. In ihrer Finanzierungsaus-
schreibung gab dieMaklerin denHinweis,
dass bei Abschluss eines Darlehensver-

trags für sie eine Vergütung in Höhe von
1% der Darlehenssumme anfalle. Es kam
zu Verhandlungen zwischen der Maklerin
und einer Bank. Später kündigte dieHaus-
verwaltung den Maklerauftrag, weil ihre
eigenen Bemühungen um ein günstiges
Darlehen erfolgreich gewesen seien.
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DIE FOLGEN

Später erfuhr dieMaklerin , dass dieHaus-
verwaltung und die Bank, mit der sie ver-
handelt hatte, doch einen Darlehensver-
trag abgeschlossen hatten. Sie verklagte
die Bank auf Zahlung der Provision. Die
Bank wandte ein, dass sich die direkten
Verhandlungen mit der Hausverwaltung
für sie als neue, nicht von der Maklerin

nachgewiesene Gelegenheit zum Ab-
schluss eines Darlehensvertrags darstell-
ten. Die ursprünglich nachgewiesene
Gelegenheit hätte sich erledigt, nachdem
die Hausverwaltung den Maklerauftrag
gekündigt hat. Der BGH sah das anders
und ordnete die Neuentscheidung durch
das OLG an.
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WAS IST ZU TUN?

DieGrundsätze zur Kausalität derMakler-
leistung, die sich aus dem Urteil ergeben,
gelten sowohl für Darlehensvermitt-
lungen durch Makler als auch für die Ver-
mittlung von Immobilienkaufverträgen.
Der BGH verweist dabei auf die seit
langem geltende Kausalitätsvermutung:
Zwar muss grundsätzlich der Makler
beweisen, dass seine Leistung die Ursache
für den Abschluss des Hauptvertrags war.
Das wird aber vermutet, wenn auf die
Nachweistätigkeit in einem angemesse-
nen Zeitabstand von bis zu einem Jahr der
Abschluss des Hauptvertrags folgt. Der
Maklerkunde kann diese Kausalitätsver-
mutung widerlegen, indem er nachweist,
dass der Zusammenhang zwischen Nach-
weistätigkeit und Vertragsschluss unter-
brochen wurde. Dafür reicht es jedoch

nicht aus, wenn sich nur aus seiner Sicht
die vom Makler nachgewiesene Vertrags-
gelegenheit zerschlagen hat. Entschei-
dend ist vielmehr, ob der Interessent seine
Absicht, das Geschäft abzuschließen,
wirklich zwischenzeitlich aufgegeben
hatte und die Parteien erst durch neue
Umstände wieder in Verhandlungen
getreten sind. Wenn die Parteien, die der
Makler nachgewiesen hat, einen Haupt-
vertrag schließen, sollte er sich also kei-
nesfalls mit einem Verweis auf eine
Kündigung und irgendwelche Behaup-
tungen abspeisen lassen. Der Makler-
kunde muss konkret beweisen, dass der
Interessent zwischenzeitlich keinen Ver-
trag mehr abschließen wollte und dass
Umstände eingetreten sind, die das geän-
dert haben. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Walter Klein
von Loschelder

Quelle: Loschelder

Baurecht. Bei einem schadensträchtigen
Detail muss der Planer die
Ausführungsplanung besonders differenziert
erstellen. Sie muss für den Unternehmer so
deutlich sein, dass das Risiko einer falschen
Ausführung ausgeschlossen ist.

OLG Düsseldorf, Urteil vom 5. Dezember 2017,
Az. 23 U 6/16

Wichtige Details gehören in die
Ausführungsplanung
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DER FALL

Ein Bauherr beauftragt einen Planer beim
Neubau eines Hallenschwimmbads mit
der Ausführungsplanung. In den Plänen
fehlen die Angaben zur Abdichtung unter
den Fliesen an den Beckenumrandungen.
Die Abdichtung ist allerdings in einer
„Qualitätsbeschreibung“ unter der Über-
schrift Fußbodenbeläge beschrieben.Hier
heißt es, dass ein bestimmtes Abdich-

tungssystem mittels eines bestimmten
Fabrikats ausgeführt werden soll. Der
Handwerker führt die Verbundabdich-
tung beim Bau aber nicht aus. Nach Fer-
tigstellung des Bads treten Ausblühungen
auf, weil wegen der fehlenden Abdichtung
Wasser durch die Fugen in denBoden ein-
dringt. Der Bauherr verlangt vom Planer
Schadenersatz.
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DIE FOLGEN

Der Planer haftet auf Schadenersatz in
Höhe der Sanierungskosten, entscheidet
das OLG Düsseldorf. Eine Nichtzulas-
sungsbeschwerde weist der BGH im
Februar 2020 zurück (Az. VII ZR 289/17).
Der Planer hätte bei der Ausführungspla-
nung Detailzeichnungen für die Abdich-
tung erstellen müssen; das ist nach den
anerkanntenRegeln der Technik erforder-
lich. Da sie nicht vorliegen, ist die Planung
mangelhaft. Die „Qualitätsbeschreibung“

ersetzt die Detailplanung nicht, auch
wenn sie eine geeignete Abdichtungs-
maßnahme beschreibt. Denn es besteht
das Risiko, dass der Unternehmer die
Arbeiten auf Grundlage der Ausführungs-
planung vornimmt und die Beschreibung
übersieht. Bei einem schadensträchtigen
Detail wie hier der Abdichtung muss die
Ausführungsplanung besonders differen-
ziert und für denUnternehmer so deutlich
sein, dass jedes Risiko ausgeschlossen ist.
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WAS IST ZU TUN?

Eine Ausführungsplanung ist nur dann
zur Ausführung der Arbeiten geeignet,
wenn sie zu einemmangelfreien Bauwerk
führt. Dazu gehört, dass schadensträch-
tige Details kleinteilig und ausführungs-
reif dargestellt sind. Fehlt eine solche
Detailplanung, erhöht sich schon deshalb
die Gefahr einer mangelhaften Ausfüh-
rung – von handwerklichen Fehlern, die
gerade bei kritischen Arbeiten gemacht
werden, abgesehen.Der Planer kannnicht
einwenden, dass auch die Arbeit des
Handwerkers mangelhaft war, weil er die
Beschreibung nicht umgesetzt hat. Dies

führt allenfalls dazu, dass beide als
Gesamtschuldner haften, entlastet den
Planer aber nicht. Gleiches gilt imVerhält-
nis zumObjektüberwacher: Ihmhätte auf-
fallenmüssen, dass der Handwerkerman-
gelhaft leistet, und er hätte das verhindern
müssen. Diese Pflichtverletzungen treten
aber nur zu der Pflichtverletzung des Pla-
ners hinzu und begründen eine Haftung
aller Beteiligten. Sie müssen im Gesamt-
schuldverhältnis für einer Verteilung des
Schadens nach einer angemessenen
Quote sorgen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Jan Lindner-Figura

von Görg Rechtsanwälte
Quelle: Görg

Mietrecht. Mieter sind grundsätzlich auch
dann dazu verpflichtet, die vereinbarte
Miete zu zahlen, wenn während der
Corona-Pandemie die Schließung ihres
Geschäfts angeordnet wird.

LG Heidelberg, Urteil vom 30. Juli 2020,
Az. 5 O 66/20

Die Miete ist auch bei Schließung
wegen Corona zu zahlen
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DER FALL

Vermieter und Mieter hatten einen Miet-
vertrag über Verkaufs- und Lagerräume
eines Einzelhandelsgeschäfts geschlos-
sen. Aufgrund der Corona-Verordnung
Baden-Württembergs musste der Mieter
sein Geschäft vom 18. März bis 19. April

2020 schließen. Er zahlte deshalb die
April-Miete nicht. Der Vermieter forderte
den Mieter erfolglos auf, die ausstehende
Miete zu überweisen. Schließlich klagte er
das Geld gerichtlich ein.
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DIE FOLGEN

Der Mieter muss die Miete bezahlen, ent-
scheidet das LG Heidelberg. Er kann sich
weder auf eineMinderung derMiete noch
auf einen Fall der Unmöglichkeit noch auf
eine Störung der Geschäftsgrundlage
berufen. Eine Minderung tritt deshalb
nicht ein, weil die Mieträume nicht man-
gelhaft sind. Gebrauchsbeschränkungen,
die durch hoheitlicheMaßnahmen ausge-
löst werden, sind nur dann Ursache für
einen Mangel, wenn sie unmittelbar mit
der konkreten Beschaffenheit, dem Zu-
stand und der Lage der Räume im Zusam-
menhang stehen. Maßnahmen, die nur
den Betrieb des Mieters beeinträchtigten,
fallen in dessen Risikobereich. Es liegt
auch kein Fall der Unmöglichkeit vor, der

zur Folge hätte, dass die Zahlungsver-
pflichtung des Mieters entfällt. Da die
coronabedingte Schließung der Filiale die
Nutzung durch den Mieter betrifft, nicht
aber die Verpflichtung des Vermieters,
ihm die Räume in einem zum vertragsge-
mäßen Gebrauch geeigneten Zustand zu
überlassen, bleibt der Mieter zur Zahlung
verpflichtet. Eine Vertragsanpassung
wegen Störung der Geschäftsgrundlage
kommt hier auch nicht in Betracht. Denn
das wäre nur der Fall, wenn der Mieter
durch die Schließung in seiner Existenz
bedrohtwird oder eine vergleichbarewirt-
schaftliche Beeinträchtigung erleidet.
Allein die Tatsache, dass er Umsatzaus-
fälle hat, reicht nicht.
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WAS IST ZU TUN?

Sofern ein Mietvertrag keine Regelung für
den Fall einer pandemiebedingten Ge-
schäftsschließung enthält, wird derMieter
dieMiete wohl in denmeisten Fällen auch
für die Zeit der Schließung zahlenmüssen.
Möchten die Vertragsparteien für solche
Fälle der „höheren Gewalt“ eine klare,
vertragliche Regelung haben, sollten sie
eine Regelung in den Mietvertrag aufneh-
men, beispielsweise Haftungsausschlüsse
oder -beschränkungen oder eine Force-

Majeure-Klausel. Ansonsten wird derMie-
ter, wenn er denn in solchen Fällen die
Miete reduzieren möchte, darlegen und
gegebenenfalls beweisen müssen, dass
durch die coronabedingte Geschäftsschlie-
ßung seine Existenz gefährdet ist oder
zumindest eine vergleichbare wirtschaft-
liche Beeinträchtigung stattgefunden
hat. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE


